
^r. 317. Samstag den 21. September I860.
Z. 1790. (2) Nr. 12^95.

Wie aus den Z^itungsblättern bereits bekannt
ist, wurde die Stadt Chvudim in Böhmen am
tt. v. M . durch einen verhenenden Brand schwer
betroffen, welcher, durch die dazumal herrschende
Dune und einen heftigen Wind begünstigt, un-
geachtet aller Rettungsversuche mit furchtbarer
Schnelligkeit 106 Wohngebäude sammt Neben-
gebäuden in Asche lc^te, A l l Familicn ihrer gan-
zen Fechsung, Einrichtung und sonstiger Vorrat
lhe, die G.wcrbsleute aber aller ihrer Handwerks-

^gerathe und Rohstosse b.raubte.
Den amtlichen Erhebungen zufolge beläuft

sich der Schade auf die namhafte Summe von
251233 fl. CM.

Um den Verunglückten, welche hiedurch größ^
tentheils obdachlos geworden sind, die lhunlichste
Erleichterung zu verschaffen, fand sich das h. Mi -
nisterium deö Innern laut Erlasses vom 3. d. M.,
Z. 18,883 bestimmt, nach dem Antrage des Statt-
halters in Böhmen eine allgemeine Sammlung
von milden Gaben in den Kronläüdern des öster-
reichischen Kaiserstaates zu bewilligen, deren Er-
trag seiner Zeit an den Herrn Statthalter in Bö'h«
men einzusenden ist.

Indem ich mich nun dießf.ills neuerdings an
den bcwährten WohlthätiMtssuin der edlen Be-
wohner Krains wende, füge ich „ur bei, daß die
eingehenden Beiträge von den respective»» Herren
Seelsorgern, so wie auch von der Redaction der
Laibacher Zeitung in Empfang genommen werden.

Laibach am 7. September 1850.

Gustav Graf C h o r i n s k y »». p.,
Statthalter.

Z. ,797. (2) Nr. !2l l«0

K u n d m a c h u n g .
Das hohe Handels - Ministerium hat mit dem

herabgelangten Erlasse vom 2. September l. I ,
Z. 5404, nach den Bestimmungen des allerhöch-
sten Privilegien-Patentes vom 24. März 1832
die nachfolgenden ausschließenden Privilegien
verliehen:

1) Dem Med. O i . Franz Koller, Facultätö-
Mitglied, wohnhaft in Nußdorf bei Wien, Nr.
120, auf die Verbesserung des Verfahrens zur
Erzeugung des Schwefelkohlenstoffes. Auf die
Dauer Eines Jahres. Die Geheimhaltung wurde
angesucht. I n öffentlichen Sanitats - Rücksichten
steht der Ausübung dieses Privilegiums kein Be-
denken entgegen.

2) Dem l'im'l'<> ^ , 1 ^ l ^ K ^ t » , Ex.Off i -
cicr der französ. Marine, wohnhaft in Trieft
Nr. 710, auf die Erfindung eines Reserve-
Steuerruders, welches sowohl im Momente des
Sturmes, als auch im Falle deö Verlustes des
Steuerruders durch >onstige unvorhergesehene Zu-
falle, auf allen Gattungen von Segel« und Dampf-
schiffen angewendet werden könne. Auf die Dauer
Eines Jahres. I n Frankreich ist diese Erfindung
seit 14. Februar 1845 auf 15 Jahre patentirt.
I n öffentlichen Sicherhettörücksichten steht der
Ausübung dlescs Privilegiums kein Bedenken
entgegen. Die offengehaltene Privrlegiumsbeschrei«
dung befindet sich beider k. k. küstenländischen
Statthalterci m Tnest zu Jedermanns Einsicht
in Aufbewahrung. Der Fremdenrevers liegt vor.

3) Dem Joseph Daninger, Privilegiums!^
sitzcr, wohnhaft in W,cn, Sladt Nr. 2 , 3 , auf
die Erfindung einer horizontalen Windmühle,
wobei Windthüren, nach Art der Windfahnen
A bewegend, auf den Armen des stehenden
^'ndclö derartig im Kreise aufgestellt werden,
° ^ der Wind auf einer Scitc dle vollen Flachen
" " " , und dadurch die Umdrehung des Grindels
^wlrke, während er auf der anderen Seite bloß
oie ganten berührend leicht durchziehen könne,
^us dle Dauer von Zwei Jahren. I n öffentli-
chen Slcherheitsrücksichten steht der Ausübung

dieses Privilegiums kein Bedenken entgegen. Die
offengehaltene Privilegiumsbeschreibung befindet
sich bei der k. k. niederösterr. Statthalterei zu
Jedermanns Einsicht in Aufbewahrung.

4) Dem Ignaz Walland, Handelsagent,
wohnhaft in Wien, Stadt Nr. 300, auf die
Entdeckung beim Verschmelzen der Äupfercrze,
statt der bisher angewendeten kostspieligen Bestand-
theile, andere erprobte, weit wohlfeilere und in
reichlicher Menge vorkommende Flußmittel zu ver-
wenden, wobei ebenfalls das größtmögliche Aus-
bllngcn von reinem Kupfermetall erzielt werde.
Auf die Dauer von Drei Jahren. Die Geheim-
haltung wurde angesucht. I n öffentlichen Sicher-
heitsrücksichten steht der Ausübung dieses Privi-
legiums kein Bedenken entgegen.

5. Dem Theodor Roller, Graveur; Hein-
rich D. Schmid. k. k. landesbcf. Maschinen-
Fabrikant, und Charles Girardet, Fabriksbcsitzer,
wohnhaft in Wien, Landstraße Nr. 144, auf
die Erfindung eines Apparates, welcher auf
electro-magnetischem Wege jede Feuers- oder
bevorstehende Explosions - Gefahr sogleich beim
Entstehen anzeige. Auf die Dauer Eines Jahres.
Die Geheimhaltung wurde angesucht. I n öffent-
lichen Sichechcitsrücksichten steht der Ausübung
dieses Privilegiums kein Bedenken entgegen. Der
Fremdenrevers des Theodor Röster liegt vor.

<j. Dem Friedrich Siebe, Mechaniker auö
London, wohnhaft in Wien, Landstraße Nr. 400,
auf die Erfindung einer Rotarionspumpe, welche
mit einer Kurbel zum Drehen, statt mit einem
Hebel versehen sey, das Ausströmen des Wassers
im doppelten Quantum je nach der Geschwindig-
keit der Rotation ununterbrochen, mehr gleich-
förmig und nicht stoßweise, wie es bei den ge-
wöhnlichen Pumpen der Fall ist, bewirte, trans-
portabel sey, sehr wenig Raum einnehme, und
zum bewässern und Bcgießcn der Gärten, so
wie auch als Handspritze zum Löschen bei Feuers-
brunsten, endlich als Brunnenpumpe verwendet,
üdiigens von beliebiger Größe erzeugt werden
könne und vcrhältnißmäßig billig zu stehen komme.
Für die Dauer von Drei Jahren. Die Geheim-
haltung wurde angesucht. I n öffentlichen S i -
cherheitsrücksichten steht der Ausübung dieses Pri-
vilegiums kein Bedenken entgegen. Der Fremden«
revers liegt vor.

7. Dem Anton Tichy, Privatier, wohnhaft
in Wien, Stadt Nr. 3U0, auf die Verbesserung
in der Erzeugung versilberter Glasgegcnstände.
Für die Dauer von Zwei Jahren. Die offenge-
haltene Privilegiumsbeschreibung befindet sich bei
der k. k. n. ö. Statthaltcrci zu Jedermanns
Einsicht in Aufbewahrung. I n öffentlichen S i -
cherhcitsrücksichtcn steht der Ausübung dieses Pri-
vilegiums kein Bedenken entgegen.

8. Dem Ant. Tichy, Privatier, wohnh. in Wien,
Stadt Nr. 380, auf die Verbesserung in der
Darstellung gewisser Metall-Legirungen. Für die
Dauer von Zwei Jahren. Die offengehaltene
Privilcgiumsbeschreibung befindet sich bei der k. k.
n. ö. Statthalterei zu Jedermanns Einsicht in
Aufbewahrung. I n öffentlichen Sicherheitsrück
sichten steht der Ausübung dieses Privilegiums
kein Bedenken entgegen.

9. Dem Anton Tichy, Privatier, wohnhaft
in Wien, Stadt Nr. 390, auf die Verbesserun-
gen in der Erzeugung von Schmiede- und an-
derem Eisen, M die Dauer von Zwei Jahren
Die offengehaltene Privilegiumsbeschreibung befin-
det sich bei der k. k. n. ö. Statthalterei zu Je-
dermanns Einsicht iu Aufbewahrung. I n ö'ffent.
lichen Sicher Heitsr ü'cksichten steht der Ausübung
dieses Privilegiums kein Bedenken entgegen.

Laibach am 13. September 1850.

Gustav Graf v. Chor i n s k y ,

Statthalter.

Z. 1784. (3) Nr. 1533.

E d i c t .

Von dem k. k. Landesgerichte in La,bach wird
bekannt gemacht: Es sey über Ansuchen des
Georg, Johann und Matthäus Poli<-ar, als er-
klärten Erben, zur Erforschung der Schuldenlast
nach dem am 23. Mai 1850 verstorbenen Urban
Polx'ar, gewesenen Pfarrer zu Möschnach, die
Tagsatzung auf den 2 l . October 1850, Vormit-
tags um 9 Uhr, vor diesem k. k. Landcsgerichte
bestimmt worden, bei welcher alle Jene, welche
an diesen Verlaß aus was immer für einem Rechts«
gründe Anspruch zu stcllen vermeinen, solchen so
gewiß anmelden und rechtögeltend darthun sollen,
luidrigens sie die Folgen deö K. 814 b. G. B ,
sich selbst zuzuschreiben haben werden.

Von dem k. k. Landcsgerichte in Laibach
den 10. September 1850.

Z. 1800. (2) Nr. 5652.

Con cur s - Ausschre ibung,

wegen Besetzung der bei der k. k. Landeshaupt-
Casse in Gratz erledigten ersten Cassiersstelle mit
dem Iahresgchalte von Siebenhundert Gulden,
dann der ersten Casse - Anttsschreibersstelle mit
dem Iahresgchalte von Dreihundert und fünf-

zig Gulden.
Bei der k. k. Landeshauptcasse in Gratz ist

die erste Cassieröstelle mit dem Iahrcsgehalte von
Siebenhundert Gulden und der Verpflichtung
zur Leistung einer Caution im Betrage von 1000
si. — und die erste Amtsschreibcröstelle mit dem
Iahrcögchalte von Dreihundert und fünfzig Gul-
den in Erledigung gekommen.

Diejenigen, welche um die eine oder andere
dieser Dienstesstellen, oder im Falle durch die
Besetzung derselben eine Casse-Offizialsstelle mit
«00 fl., 500 fl. oder 400 fl., — oder eine
Cassc°Amtsschreiberöstelle mit 300 fl. Iahresge-
halt erledigt werden sollte, auch um letztere in
die Erwerbung treten wollen, haben ihre, mit
der Nachweifung über rhre Befähigung für den
Cassedienst durch die abgelegte Casse-Prüfung,
und über ihre bisherige Dienstleistung belegten Ge-
suche durch ihre vorgesetzte Behörde längstens
bis 5. Oc tobe r 187,0 an die Landcshaupt-
Casse in Gratz zu überreichen, und in derselben
anzugeben, ob, und in welchem Grade sie mit
einem Beamten dieser Landes Haupt'Casse ver-
wandt oder verschwägert sind.

Von der k. k. Finanz-Landes-Direction für
Steiermark, Kärnten und Krain.

Gratz am 7. September 1850.

z 1803. (2) Nr. 3967.

Kundmachung.

Bei der k. k. Postdirection in Trieft ist die
(5ontlollorsstelle mit oem Gehalte jährlicher Ein
rausend zwei hundert Gulden Conv. Münze und
cm hundert Gulden Quattiergeld, gegen Erlag der
Caution im Besoldungsbetrag?, in Erledigung ge-
kommen.

Die Bewerber haben ihre dießsalliacn Gesuche
gehörig zu documentiren, und unter Nachwelsung
d.r Studien, Kenntniß dcr Postmanlpulatiot,,
der Landes - und allfälligen sonstig", Sprachen, und
der bisher geleisteten Dienste im Wege der vor-
gesetzten Behörde b.S längstens letzten September
bei der k. k. Postdircction in Tr,est einzubringen
und darin anzugeben, ob und mit welchen Beam«
ten des oben erwähnten Amtes und in welchem
Grade sie verwandt oder verschwägert sind.

K. k. Postdireclion für Krain. Laibach am 9»
September 1850.
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Z. 178!. (3) Nr. 7UN>
K u n d m a c h u n g .

Von der k k. Cameral-Bezirks-Verwaltung
in Laibach wird gemäß Auftrages der hochlöb-
lichen k. k. Finanz-Landes-Direction in Gratz
vom N . Sept. I85l», Z U522 kund gemacht,
daß der Bezug der allgemeinen Verzehrungs-
steucr von Wein, Weinmost, Obstmost und
Fleisch und des bewilligten oder bewilligt wer-
denden Gemcindezuschlages für das Verwal-
tungsjahr 1851 mit oder ohne Vorbehalt der
stillschweigenden Vcrtragöerneuerung für das
Verwaltungsjahr 1852 und I«.'»» in den neu-
creirten Gerichts - und Steuerbezirken Ober-
laibach, Laas, Wippach, Senosctsch, Lack,
I d r i a , Planina und Neumarktl, deren Ge-
bietsumfang aus dem Landesgesetz- und Ne-
gierungs-Blatte für das Kronland Kram lV.
Stück U. Jahrgang l85<> zu ersehen ist, in
Pacht ausgeboten wird.

Als Ausrufspreis wird festgesetzt und zwar
für den Bezirk

Oberlaibach der Betrag von l».50<> ft. M.M.
Laas » >> 5.5W „ >> ,
Wippach » „ 7«UU »
Senosetsch » » N . 4 W >> ,>
Lack ,» ., N>MW „ »
Idr ia » » ;,.<iltt> » >,
Planina >> „ I7.I«M „
und Neumarktl „ » 5.7 lU » »

Zusammen . . . 8l>.t)!0 si. M . M .
Die Verhandlung findet bei der k. k. Came-

ral-Bezirks-Verwalttmg in Laibach am 28. Sept.
!85tt um 9 Uhr Vormittags S ta t t , wobei
zuerst jeder Bezirk für sich, und sodann alle Be-
zirke zusammen nach Maß des Ergebnisses der
Einzclnverhandlungen ausgeboten werden.

Die schriftlichen, mit dem Nlproc. Vadium
belegten, das oder die zu pachtenden Objecte
genau zu bezeichnenden Offerte sind längstens
bis 27. Sept. 1^50 Mit tags, bei der r. l .
Cameral -Bezirks - Venvaltnngs - Worstchung in
Laibach einzubringen. Auf schriftliche Offerte,
welche nach diesem Zeitpuncte einlangen, so wie
auf solche, welche anderswo als an dem be-
zeichneten Orte überreicht werden, und auf solche,
welche mit dem Ittproc. Vadium des Ausrufs-
preiscs nicht belegt seyn sollten, wird keine Rück-
sicht genommen werden.

Die Pachtbedingniffe sind folgende:
Ers tens . Dem Pachter wird von der

Staatsverwaltung das Necht eingeräumt, wäh-
rend der Dauer der Pachtung die Verzehrungs-
steuer sammt dem bewilligten Gemeiudezu'
schlage von Wein, Weinmost, Obstmost, Mai -
sche und Fleisch, nach den in dem Circulare
vom 2<!. Juni !82i>, Nr. l » 7 I , des k. k. illyr,
Guberniums dann dem beigefügten Anhange und
Tariffe; ferner nach den später kundgemachten
und in der Folge noch kund zu machenden Be-
stimmungen einzuheben.

Z w e i t e n s . Zur Pachtung wird Jeder-
mann zugelassen, welcher nach den Gesetzen und
der Landesverfassung hievon nicht ausgeschlossen
ist. Für jeden Fall sind alle Jene sowohl von der
Uebernahme als von der Fortsetzung einer solchen
Pachtung ausgeschlossen, welche' wegen eines
Verbrechens mit einer Strafe belegt, oder welche
in eine criminalgerichtliche Untersuchung versallen
sind, die bloß aus Abgang rechtlicher Beweise
aufgehoben wurde.

Jene Individuen, welche zu Folge des Straf-
gesetzbuches über Gefällsübertretungen wegen
Schleichhandels oder einer schweren Gesä'lls-
übertretung in Untersuchung gezogen und gestraft,
oder wegen des Abganges rechtlicher Beweise
von dem Strafverfahren losgezählt wurden,
sind., durch sechs, auf den Zeitpunct der Ueber-
tretüng, oder wenn derselbe nicht bekannt ist,
der Entdeckung derselben folgende Jahre als
Pachtungsbcwerber ausgeschlossen. Ueber die
persönliche Fähigkeit zur Eingehung eines Pacht-
vertrages überhaupt hat sich der Pachtlustige
vor dem Beginne der Pachtung über Auffor-
derung der Gefällsbehörde mit glaubwürdigen
Document?» auszuweisen.

D r i t t e n s . Die Versteigerung des Pacht-
objectes geschieht, unter Vorbehalt der höhern
Genehmigung, so zwar, daß der Versteigcrungs-
act für den Bestbietcr schon durch die Unter-
schrift des Protocolls, für das Aerar aber erst
von der Zustellung der Verständigung über die
Annahme des Pachtanbotes oder des geneh-
migten Vertrages verbindende Kraft erhält.

Die Annahme des Pachtanbotes muß dem
Ersteher binnen 4 Wochen von dem Tage der
Versteigerung, und jedenfalls acht Tage vor
dem Beginne der Pachtzeit bekannt gegeben wer-
den, widrigenfalls dessen Haftung für das An-
bot erlöschen, und ihm freistehen soll, die bei
der Versteigerung erlegie vorläufige Caution
zurück zu fordern.

Würde aber die Zustellung dieser Verstän-
digung, oder überhaupt die Zustellung ämt-
licher Erlässe an den Pächter, oder dessen Be-
vollmächtigte während der Dauer der Pachtung,
wegen deren Abwesenheit oder unbekannten Auf-
enthaltes nicht geschehen können, oder sonst das
Gefall die persönliche Zustellung nicht passend
finden, so soll die öffentliche Anschlagung dieser
Erlässe bei der Steuerbezirksobngkeit, in deren
Bezirke die Versteigerung Stat t gefunden hat,
die Wirkung der persönlichen Zustellung haben.

Uebrigens wird zur Reclamation wegen ver-
späteter Zustellung, vom Tage derselben, eine
achttägige pcremtorische Frist festgesetzt, nach
deren unbenutztem Verstreichen jenes Befugnis;
gänzlich erlöschen soll.

V l e r t c n s . Der Ausrufspreis für die zu
verpachtenden Objecte ist bereits oben bezeichnet
worden.

F ü n f t e n s . Diejenigen, welche an der
Versteigerung Theil nehmen wollen, haben einen,
dem zehnten Theile des Ausrufspreises gleich-
kommenden Betrag in Barem, oder in öffent-
lichen Obligationen, welche in der Regel nach
dem zur Zeit des Erlages bekannten börsema-
ßigen Courswerthe, in Betreff der Staats-
anlehenlose vom Jahre l834 und l83!> aber
nach dem Nennwerthe angenommen werden,
oder mittelst Realhypothek zu erlegen; nach
beendigter Licitation wird blos; der vom Best-
bieter gelegte Betrag als vorläufige Caution
zurückerhaltenden übrigen Licitantcn aber werden
ihre erlegten Beträge zurückgestellt werden. Sind
mehrere Personen zusammen Bestbieter, so haben
dieselben zur ungetheiltcn Hand für dle Erfül-
lung der übernommenen Contractverbindllchkeiten
zu haften.

Sechs tens . Vor dem Antritte der Pach-
tung, und zwar längstens binnen acht Tagen
von der geschehenen Zustellung der Ratification
der Pachtversteigerung, hat der Pächter den vierten
Theil des für Ein Jahr bedungenen Pachtschil-
lings als Caution in Barem, oder in öffent-
lichen Obligationen auf die im vorstehenden
Absätze bemerkte A r t , oder in Realhypothek,
die der Pächter auf eigene Kosten dem Gefalle
grundbücherlich zu verschreiben hat, zu Handen
der Gefällsbehörde zu erlegen, wobei der bei
der Versteigerung bereits erlegte Betrag einzu-
rechnen, oder falls die ganze Caution mittels
einer Realhypothek bestellt würde, zurückzustellen
seyn wird.

Wird die eingelegte und annehmbar befun-
dene Caution in der Folge durch dem Pächter
auferlegte, aus dem Pachtverhältnisse entsprin-
gende Geldstrafen oder Ersätze geschmälert oder
erschöpft, so muß, wenn die Geldstrafe oder der
Ersatz nicht binnen !4 Tagen erlegt wird, der
abgängige Cautionsbetrag binnen eben diesen
14 Tagen sichergestellt werden, widrigenfalls
der Pächter als contractbrüchig behandelt wird.!
Beim Beginne der Pachtpcriodc wird der Pächter
von der Gefällsbehörde in das Pachtgeschäft
eingesetzt, ihm der sich hierauf beziehende Aus-
zug aus der ämtlichen Vormerkung über die
Verzehrungssteuerpsiichtigcn übergeben, und selber
auf geeignete Weise der Steuerbczirksobrigkeit
und den Verzehrungssteuerpflichtigcn, die es
betrifft, angekündiget werden.

S i e b e n t e n s . So wie der Pachter in alle
Rechte und Verpflichtungen der Gcfällenvcrwal-
tung, mit Ausnahme der im H. 22 der oben

angeführten Circular-Verordnung vom 2<i Juni
l82!> angedeuteten zwei Puncte, und mit Rück-
sicht auf den ln dem, jenem Circulare beigefügten
Anhange zu diesem Paragraph gemachten Vor-
behalte vollständig eintritt, so wird er hiemit
ausdrücklich verpflichtet, sich auch genau nach
den in jenen Circular-V.'roronungen enthaltenen
Vorschriften, und insoferne sie durch nachfolgende
gesetzliche Verfügungen geändert wurden, sich
auch nach diesen zu benehmen, und allen wäh-
rend der Dauer der Pachtung in Bezug auf das
gepachtete Gefall ergehenden Anordnungen Folge
zu lelsten.

I n dieser Beziehung wird es dem Pächter
auch zur Pflicht gemacht, für den Fall der tariff-
mäßigen Steuercmhcbung die Einleitung der Art
zu treffen, daß nach Thunlichkeit keine steuer-
pflichtige Partei die Anmeldung oder Steuer-
cntrichtung an einen von ihrem Wohnsitze über
eine Meile entfernten Orte zu bewerkstelligen
genöthiget ist

Derselbe ist ferner verpflichtet, den Parteien,
welche sich nicht abgefunden haben, auf ihr Ver-
langen über die tariffmäßig entrichreten Steuer-
gebühren gedruckte Zahlungsbolleten, womit der-
selbe vom Gefalle gegen Vergütung der Anschaf-
fungskosten versehen werden wi rd , zu erfolgen.

Rücksichtlich der im Pachtbezirte vorkommen-
den wird
dem Pächter das Befugnis; eingeräumt, von dem
gesetzmäßigen Verfahren abzulassen, insofern das
Gesetz auf dieselben die Arreststrafc nicht ver-
hängt; wenn jedoch gegen die Bestimmungen
des Gefällsstrafgesetzcs ein Ablassungsbetrag ein«
gehoben wird, so hat der Pächter die Partei
zu entschädigen, und überdieß das Zwanzigfache
des widerrechtlich eingehobenen Betrages als
Strafe an den l'ocalarmenfond zu erlegen.
I n keinem Falle kann aber, wenn schon die
Uittersuchimgsbehörde einschreitet, die Ablassung
von dem gesetzmäßigen Verfahren von der Zu-
stimmung des Pachters abhängig gemacht werden.

Die Verfügung über die einfließenden Straf-
gelder bleibt, nach Abzug der Kosten des Ver-
fahrens, dem Pächter überlassen.

Achtens: Diejenigen Vormache an steuer-
baren Gegenständen, 'welche bei dem Beglnne
der Pachtung bei dc„ steuerpflichtigen Parteien
vorgefunden w"den, und von diesen bereitö ta-
r i f f m ä ß i g versteuert worden sind, unterlie-
gen keiner neuen Versteuerung an den neu ein-
tretenden Pächter. Dem eintretenden Pächter
wird jedoch das Recht eingeräumt, die Vergü-
tung der und Ge-
meindezuschläge für diese Vorräthe, wenn eine
Pachtung oder Solidarabsindung vorausgegan-
gen ist, von dem a u s t r e l e n d e n Pächter,
oder der vorkerbestandenen S o l i d a r b f i n -
dung s g e se l l sch ̂  ^ ^ fordern; ist aber vor
der Verpachtung die Steuer von der Gefä'llenver-
waltung in eiMcr Regie eingehoben worden,
so findet ein Ans^uch an das A e r a r wegen
Vergütung der von demselben tariffmäßig ein-
gehobenen Gebühren nicht Stat t . Für jene s p -
räche an steuerbaren Gegenständen, welche beim
Bcgmne der Pachtung im Besitze von steuer-
pflichtigen Parteien vorgefunden werden, die
sich, wenn auch erst in letzter Zeit vor dem Ein-
tritte der Pachtimg mit dem frühern Pächter oder
dem Aerar a b g e f u n d e n hatten, ist der Päch-
ter die Entrichtung der tariffmäßigen Gebühren
und Gemeindezuschläge von den Parteien selbst
zu fordern berechtigt.

Die Angabe von Seite des austtctenden Päch-
ters oder der Steuerpflichtigen, daß die in
den von den Steuerpflichtigen benutzten Räu-
men vorgefundenen Vorräthe bereits in das

lElg^nthum eines Andern (AbnehmerS) überge-
gangen seyen, muß bewiesen werden. Dagegen
ist der Pächter verpflichtet, bei seinem Austritte
dem neu eintretenden Pächter oder dem Aerar,
wenn die eigene Regie eintritt, die Verzehrungs-
stcuer und Gemeindezuschlägc für jene Vorrathe
zu vergüten, welche an ihn tariffmäßig versteuert
worden sind, und am Ende der Pachtung bei
dm steuerpflichtigen Parteien in wie immer gear-
teten Aufbewahrungsorten noch vorhanden sind,
oder welche Eigenthum des Pächters selbst sind,
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wenn er ein Gewerbe betreibt, das zu jenen ge-
hört, von denen er den Verzehrungssteuerbezug
gepachtet hatte, in so ferne übrigens nicht etwa
dargethan werden könnte, daß die Steuer für
diese Vorräthe dem Aerar schon vo r dem Pach-
tungsantritte entrichtet worden sey.

Die nämliche Verpflichtung zur Vergütung
der tariffmäßig eingehobenen Gebühren liegt dem
austretendcn Pächter auch dann ob, wenn auf
die Pachtung eine S o l i d a r - A b f i n d u n g
folgt, jedoch nur rücksichtlich der Vorräthc jener
Parteien, welche dem Absindungsvereine n icht
beitreten, und daher diesem Letztern zur Einhe-
bung der Steuer zugewiesen werden.

Die Erhebung der am Ende des Pachtvertrages
vorhandenen Vorräthe an tariffmäßig versteuer-
ten Artikeln, wenn eine solche wegen des Unter-
bleibens eines Uebereinkommens zwischen dem
ein - und austrctenden Pächter oder dem Aerar
nöthig würde, wird durch einen Gefällsbeamlen
unter Beiziehung eines Abgeordneten der Orts-
obrigkeit geschehen, und es werden hiezu auch die
ein- und austretenden Pächter vorgeladen wer-
den. Sollte den Pächtern oder ihren Machtha-
dern wegen Abwesenheit, oder auS einem andern
Grunde die Vorladung nicht persönlich zugestellt
werden können, so hat die Zustellung auf die im
3. Absähe dieser Pachtbedingungen festgesetzte
Art zu geschehen. Das Nichterscheinen der Vor-
geladenen hebt die Giltigkeit des Erhebungsactes
für keinen Fall auf; der den Vertrag abschlie-
ßende Pachter verpflichtet sich vielmehr ausdrück-
lich, den auf diese Art zu Stande gekommenen
Erhebungsact über die am Ende seines Pachtes
vorsindigen, i h m t a r i f fm af; ig verstaue r-
ten Vorrathe als vollkommen beweiskräftig an-
zuerkennen, und nach dessen Resultat die ihm
obliegende Steuervergütung sammt Gemeindezu-
schlag entweder dem Aerar, oder dem an dessen
Stelle tretenden Bezugsberechtigten zu leisten.

Die Kosten dieser Erhebungen werden von
dem eintretenden Pächter, oder dem die eigene
Verwaltung übernehmenden Aerar getragen, und
der Pächter erklärt sich im Voraus mit dem durch
die Gefallsbehörde dießfalls zu bestimmenden
Ausmaße einverstanden, und zu dessen Berichti-
gung verpflichtet zu seyn.

N e u n t e n s . Wenn der Pachter bei der
EinHebung der Gebühr einen höhern Betrag,
als der Tariff ausspricht, einhebt, so hat der-
selbe die Partei, die es betrifft, zu entschädigen,
und überdieß den zwanzigfachen Betrag dessen,
was er wiederrechtlich eingchoben hat, als
Strafe an den Üocalarmenfond zu erlegen; er
haftet in diesem Falle, so wie überhaupt für
das Benehmen der zur Handhabung seiner Pach-
tungsrechte bestellten Personen.

Z e h n t e n s . Dem Pächter ist unbenom-
men, seine Pachtung ganz oder theilwcise an
Unlerpächter zu überlassen, allein diese werden
vom Gefalle bloß als Agenten des Pachters an-
gesehen, welcher demungeachtet für alle Puncte
des Pachtvertrages in der Haftung und dem Ge-
falle verantwortlich bleibt.

Auch ist der Pächter befugt, mit den ihm zu-
gewiesenen steuerpflichtigen Parteien für die
Dauer seiner Pachtzeit Abfindungsverträge zu
schließen. Vorauszahlungen der Parteien oder
Unterpächtcr werden jedoch von der Gefällsbehördc
sowohl am Schlüsse der Pachtzeit, als auch in
Fällen, wo der Pachtvertrag vor dem Ablaufe
der ordentlichen Pachtzcit erlischt, nur in so ferne
anerkannt, als solche den Belauf einer Monats
rate nicht überschreiten.

E i l f t e ns. Für den Ausruföpreiö wird ver-
pachtender Seits keine wie unmer geartete Haf-
tung übernommen, und der Pächter leistet auf
das Rechtsmittel wegen einer Verletzung über
die Hälfte Verzicht Ein während der Dauer
^Pach tung eintretender zufälliger Umstand,
d/, ^ "ne Vermehrung oder Verminderung
st",, "zehrung zur Folge hat, soll an den Be-
«> , - " ^ n des Pachtvertrages nicht die mindeste
, ^ , l . ""3 hervorbringen können; nur in dem
6"ue, wenn der Verzehrungssteuer-Tariff, »der
eme andere wesentliche Bestimmung der Ver-

geändert würde, diese
Aenderung jedoch nicht von solcher Beschaffen-

heit ist, dasi dadurch wegen gänzlicher Aufl»'
bung des Gegenstandes der P.ichtung dieser
Vertrag nach dem bürgerlichen Rechte sich von
selbst auflöset, hat eine Verminderung oder Er-
höhung des bedungenen Pachtzinses im Verhält-
nisse zu dieser Aenderung einzutreten. Es steht
jedoch in einem solchen Falle jedem, den Vertrag
schließenden Theile frei, den Vertrag binnen
dreißig Tagen nach der erfolgten Kundmachung
der eintretenden Aenderung aufzukündigen. Dcv
hiernach aufgerundete Vertrag bleiln noch durch
zwei Monate vom Tage der Aufkündung in
Kraft und es wird, wenn die Aenderung v o r
Ablauf dieses Termines in Wirksamlett lrem,
sollte, der von diesem Zeitpuncte an zu entrich-
tende neue Pachtzins auf die oben angedeutete
Zlrt bestimmt. Wenn aber binnen 30 Tagen
nach erfolgter Kundmachung über die eintretende
Aenderung der Vertrag von keiner Seite aufge-
kündigt wird, so bleibt er noch durch seine ganze
Dauer in Kraft.

Wenn in dem Bezirke des Pächters während
der Pachtzeir die Pachtung berührende, verzch-
rungssteuerpflichtige Unternehmungen zuwachsen,
so wird derselbe hievon nach Maßgabe der ein-
langenden Anmeldungen von der Gcfällsdehörde
unverzüglich in die Kenntniß gesetzt werden. Ge-
stattet jedoch der Pächter die Ausübung dersel-
ben, ohne daß die Partei den vorgeschriebenen
gcfällsämtlichen Erlaubnisschein gelöst, und
sich damit bei ihm ausgewiesen hat, so fällt der
für diese Uebertretrmg der Gefällsvorfchriften zu
entrichtende Strafbetl'ag nicht dem Pächter, son-
dern dem A'erar zu.

Z w ö l f t e n s . Den bedungenen Pachtschil-
ling ist der Pachter in gleichen monatlichen Ra-
ten am letzten Tage eines jeden Monats, und
wenn dieser ein Sonn- oder Feiertag wäre, am
vorausgehenden Werktage an die ihm bezeich-
nete (5asse abzuführen verpflichtet.

Wenn die (5aution im Baren bestellt wor-
den, so kann deren Betrag auf Verlangen des
Pächters beim Ausgange der Pachtzeit den drei!
letzten Monatsraten desPachtschillings zur Hälfte,!
nämlich dergestalt eingerechnet werden, daß in!
diesen Monaten immer nur die Hälfte des ent-
fallenden Pachtschillings vom Pächter abzuführen,
die andere Hälfte aber aus der Laution zu ent-
nehmen seyn würde, deren Rest sohin nach geen-
deter Pachtung dem Pachter, wofern das Gefall
keinen weitern Anspruch an ihn zu stellen hat,
zu verabfolgen seyn wird.

D re i zehn tes Wenn der Pachter eine
Pachtschillingsrate zur festgesetzten Zeit nicht ab-
führt, so hat er nicht nur von derselben die Ver-
zugszinsen zu 4 voin Hundert für die Zeit vom
Tage, der auf den Verfallstag folgt, bis zur
Tilgung der Rate, zu entrichten, sondern cö soll,
der Gefallsverwaltung übccdieß noch das Recht!
zustehen, den Ausstand ohne wciters durch die
Kaution zu decken, zugleich aber die weitere Ein-
Hebung des Gesalls einstweilen auf Rechnung und
Kosten des Pachters durch einen von der Gc-
fällsbchörde aufzustellenden, allenfalls von der
Stcucrbczkküobrigkeit zu beeidigenden Sequester
besorgen zu lassen, und auf Gefahr und Kosten des
säumigen Pachters das Pachtobject neuerdings feil-
zubieten ; falls aber die Pachtversteigerung frucht'
los bliebe, Abfindungen mit dcn steuerpflichtig
gen Parteien einzugehen, oder die tariffmäßige
EinHebung einzuleiten, und sich rücksichtlich der
Sequestrations- und Relicitationskosten, so wie
der allfalligen Differenz zwischen dem bei der
Relicitation, oder bei den Absindungen, oder
bei der tariffmäßigcn EinHebung erzielten Betrage,
und zwischen dem contractmäsiigcn Pachtschillinge,
und überhaupt nicksichtlich a l l e r aus dem Lon
ttactsbuche entstehenden Forderungen an der Cau-
tion des Pächters, und wenn sie nicht hinreicht,
an seinem übrigen Vermögen schadlos zu halten;
ein allenfalls sich ergebendes günstigeres Resultat
der neuen Feilbietung oder der Abfindung, oder
der tariffmaßigen EinHebung soll aber nur dem
Gefalle zum Vortheile gereichen. Uebrigens soll
cs der Gcfällsvcrwaltung freistehen, den Aus-
ruftpreis für die Relizitation nach Gutbesinden
zu bestimmen, und wenn das Object um den-
selben nicht an Mann gebracht wird, auch Anbote

unter dem Ausruföprcise anzunehmen, und cs
soll drr Pächter nicht berechtiget seyn, deßwegen
Einwendungen gegen die Giltigkeit des Limitations-
actes zu machen.

I n derselben Alt vorzugehen, und siäi an
der bei der Versteigerung erlegten vorläufigen,
oder der nach dem tl. Absähe erlegten ordent-
lichen Kaution, so wie dem übrigen Vermögen
des Pächters schadlos zu halten, soll die Ge-
sällenvcrwaltung auch dann ermächtiget swn,
wenn der Erstehcr den Antritt dcr Pachtung ver-
weigern, oder die bedungene Pachttaution nicht
in der festgesetzten Zeit leisten sollte, oder wenn
vor odcr wahrend der Pachtung sich offenbaren
würde, daß dem Pächter ein oder das andvre
im zwcitl'n Absätze dieser Pachtbedingungen ent-
hallene Hinderniß zur Uebernahme oder Fortsez-
zung der Pachtung entgegen stehe.

V ie rzehn te n s. Ueber diese Pachnmg wird
keine blondere Vertragsurkun^e errichtet, son-
dern dieses Versteigerungsprolocoll hat ,m Falle
der Genehmigung des Bestbotes zugleich die
Stelle der Verlragsurkunde zu vertreten, daher
dasselbe sogleich nach dcr Versteigerung in dop^
peltcr Ausfertigung allseitig zu unterfertigen,
und rücksichtlich des Erstehers mit dcr Untcl>
schuft zweier Zeugen zu versehen seyn wird,
wo sohin nach crfolgter Genehmigung das mit
der Ratisicationsclauscl versehene ungestampelte
Exemplar dcm Pächter gegen dessen Empfangs-
bestätigung , und gegen Erlag der Stampclge»
blchr für das andere in den Händen der Gefalls-
Verwaltung bleibende, und mit dem vorschrift-
mäßigen Stampel zu oerschcne Duplicat überge-
ben werden soll. Nur in dem Falle, wenn das
schriftliche Offert eines abwesenden Offerenten
dcn Bestbot enthalt, wird aufGl undlagedes Offertes
und der Pachtbedingllngcir ein förmlicher Ver-
trag in zwei gleichlautenden Parien' errichtet
werden. Sollte der Offcrent sich weigern, diesen
Vertrag zu unterfertigen, so vertritt das ratifi-
zirte schriftliche Offert in Verbindung mit den
Üicitaiionsbedingnissen die Stelle der förmlichen
Vertragsurkunde, und haben die im vorhergehen-
den Absätze festgesetzten Rechte der Gefallsverwal-
tung einzutreten.

Fün fzeh ntens. Für den Fall, wenn der
Pachter die vertragsmäßigen Bedingungen nicht
genau erfüllen sollte, steht es dei» mit der Sorge
für die Erfüllung des Vertrages beauftragten
Behörden frei, alle jene Maßregeln zu ergreifen,
die zur unaufgehaltenen Erfüllung des Vertrages
führen, wogegen aber auch dem Pächter der Rechts-
weg für alle Ansprüche, die er aus dem Verttage
machen zu können glaubt. offen stehen soll.

Sechzchntens. Wird diescr Vertrag nicht
schon ausdrücklich auf eine bestimmte Zeitdauer
geschlossen, so kann er von Seite des Aerars
drei Monate, von Seite des Pächters aber bis
l5 . I l i l i vor Ablauf des Verwaltungsjahres auf-
gekündiget werden. Diese Aufkündigung muß von
Seite des Pächters, wenn sie beachtet werden
soll, bei der Cameralbczirks - Verwaltung, in
deren Bezirk das gepachtete Object gelegen ist,
innerhalb der festgesetzten Frist überreicht werden.
Erfolgt keine Aufkündigung, so hat der Vertrag
auf ein weiteres Jahr unter denselben Bedingun-
gen, unter denen er abgeschlossen wurde, zu gel-
ten, für jeden Fall erlischt derselbe aber auch ohne
gegenseitige Aufkündigung mit Ende des Vcrwal-
tungsjahres 1853,

S iebzehn tens. I n Folge hoher Finanz«
Ministerial - Verordnung vom 5. Juli 1650,
Z. «844, wird mit Beziehung auf die HK 5,
«3, »5, 48 und >I5 der neuen Jurisdictions-
Norm hiemit ausdrücklich bestimmt, daß die aus
gegenwärtigem Versteigerungs - Protocolle, oder
aus den, auf Grundlage dieses letzteren abge-
schlossenen Vertragen etwa entspringenden Rechts-
streitigkeiten , — das Aerar maĝ  als Beklagter
oder als Klager eintreten, so wie auch alle hier-
auf Bezug habenden SichersteUungs - und Erecu.
lionsschrilte bei demjenigen im Sitze des k. k.
Fiöcalamtes befindlichen Gerichte, dem der Fis«
cus a ls Bek lag te r untersteht, durchzu-
führen seyen.

K. K. Camera! - Bezirks - Verwaltung, Laibach
am 13. September 1850.
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Licitations - Kundmachung
f ü r die V e r z e h r u n gs st e u e r - V e r p a ch-

t u n g i m C a m e r a ! - N e z i rke T r i e s t .
Von dcr k. k. Cameral-Bezirks-Verwaltung

in Trieft wird bekannt gemacht, daß der Bezug
der allgemeinen Verzehrungssteuer in den, aus
dem dcifindigen Ausweise zu ersehenden Steuer-
bezirken und von den nebenbei angegebenen Steuer-
objecten am I . October 1850 im Wege der offend
lichen Versteigerung in Pacht ausgeboten wird.

Die Pachtverhandlung wird auf Ein Jahr,
d. i. auf das Verwaltungsjahr 1851 mit der
stillschweigenden Erneuerung — und zugleich auf
die Dauer dreier Jahre, d. i. der Verwaltungs-
jahre 1851, 1^5,2 und 1853 gepflogen, und es
wird im Falle eines günstigen Erfolges für die
längere oder kürzere Pachtzcit mit demjenigen der
Vertrag abgeschlossen werden, dessen Anbot über
den Auörufspreis sich als der vortheilhaftere dar-
stellen wird.

Die Ausrufspreise für jedcs Pachtobjcct sind
ebenfalls aus dem beiliegenden Ausweise zu ent-
nehmen.

Zur Pachtung wird Jedermann zugelassen,
der nach den Geseheil und der Landesverfassung
hievon nicht ausgeschlossen ist.

Diejenigen, welche an der Versteigerung Theil

nehmen wollen, halien einen dem zehnten Theile
des für die Vcrzehrungssteuer festgesetzten Ausrufs-
preises gleichkommenden Betrag im Baren oder
in öffentlichen Staatsobligationen, der Licitations-
Commission als vorläufige Caution zu erlegen.
Auch kann dafür eine einverleibte Pragmatical-
Sichcrheits-Urkunde mit Beibringung des neuesten
Grundbuchs- oder i!andtafel<Extractes überreicht
werden.

Zur Erleichterung jener Aersteigerungslusti-
gin, welche bereits Verzehrungssteuer-Pächter sind,
und einen oder mehrere Verzehrungöstcucr-Bezirke
des hierortigen Cameral-Bezirkes gepachtet und
ihre dießfäUige Caution geleistet haben, wird ge-
stattet, lediglich eine Erklärung beizubringen, daß
sie ihre für die gegenwärtige Pachtung bestellte
Caution vorläufig für ihre künftige Verpflichtung
ausdehnen wollen. — Es muß jedoch in diesem
Falle der betreffende Pächter nachweisen, daß er
mit keinem Pachtzinsrückstande von der von ihm
bereits gepachteten Verzehrungssteuer aushafte.

Die im Ausweise benannten Steuer- und
rücksichtlich Pachtbezirke werden zuerst einzeln und
zwar, wenn in einem Bezirke zwei oder mehrere
Steuerobjccte zu verpachten sind, diese beiden oder
mehrere Objecte zusammen ausgeboten, es wäre
denn, daß kein Anbot für allczObjecte eines Pachtbe-
zirkes gemacht werden sollte, in welchem Falle auch
Anbote für einzelne Steuerobjecte des betreffen-

den Bezirkes angenommen werden. Jedoch findet
dort, wo der Fiäcalpreis nicht einzeln bestimmt
ist, keine Trennung S t a t t , sondern den Pachtlu-
stigen ist vielmehr gestattet, Anbote auch für die
Pachtung zweier oder mehrerer Bezirke zu machen,
sobald sie die vorläufige Caution auf die bezeich-
nete Art hinreichend erlegt haben.

Außer den mündlichen, ist es auch gestattet
schriftliche, auf 15 kr Sta'mpelbogen geschriebene
Anbote für die Pachtung eines oder mehterer,
oder für alle Bezirke zu machen. Dieselben müssen
jedoch vor dem Anfange der mündlichen Verhand-
lung, d. i. längstens bis zum 1 . October 185tt,
vor oem Beginne der mündlichen Verhandlung
üderrelcht und mit dem Cautionsbetrage versehen
seyn.

Die schriftlichen Offerte werden nach geendig-
ter mündlicher Versteigerung in Gegenwart der
Pachtlustigen eröffnet und bekannt gemacht. M i t
der Eröffnung der schriftlichen Anbote schließt der
Licitationsact, und es wird bis zu dem Zeitpuncte,
wo von der compctenten Behörde über denselben
entschieden worden seyn w i r d , kein nachtraglicher
Anbot angenommen. — Die weitern allgemeinen
Licitations- und Pachtbedingnisse können bei die^
ser k. k. Cameral-BezirkS-Verwaltung eingesehen
werden.

K. K Camera!-Bezirks-Verwaltung Trieft
am 12. September 185U.

A u s w e i s
für im Camera!-Bezirke Tricst.

! Zeilplmct,
^jecte von dc,m. " u ^ u f s p r e . « D r . > 5 a « ^ w c .

^ Namc d.« B t e u e r b e z i r k e « . ^ 3 ^ ^ V « M n , n ^ Z.,s»mmm d „ »or«m,chmmd.,, ' ^ f f ^ Anmerkung,

^ verpachtet wird. Steuer Versteigerung. werden
^ ^ ^ s^ ! ^ - ^ s k r ^ müssen,

1 Grundstcuerbcznk Scffana, das ist, im gaw
zen Umfange des vormaligen politischen
Bezirkes Tessana, uno in den demselben ^ ^
von den vormaligen politischen Bezir- .^ ^
ken Sanct Daniel und Duino zugê  ^ ^
fallent'n Steucrgelminden, sofern diese 3 ^
zum Camera! . Bezirke Trieft gehören, ^ »
und jetzt, rückslchtlich des Verzehrungs- D ^ ^>
Steueroezuges bis 1 . November 185U L ^ ^
an J o h a n n K a l i s t e r verpachtet sind Wein und Fleisch 144W ,2 14498 »2 ^

2 Grundsteuerbezilk Castelnuovo in seinem ge- -:
genwärtigen Umfange Wein und Fleisch l»434 ~., ttl34 - ^ " ^

3 Gllludsteiierbezirk Volosca in seinem gegen- 'Z' ^
wärtigen Umfange, wohin auch die s? <- .? ^ r s ^ ä s t ^
Steuergemeinden Bergud, Clana, Llsez, -^ ^ <» mwvo und
Scalniza und Studena des vormaligen ^ " ^ Vol0sca w.r-
politischen Bezirkes Castelnuovo gehören Min und Fleisch 583U i " D l"i ^ ^7mVctr^"

Zol.ausschwss.Zftri^ > 5 t ,5 : t «^ ^ ^ ^ m.sg"ott..^

4 I n den Steuergemeinden Boll iunz, Borst, ^
Bresnizza,Czernikal, Czernotizh, Dollina, . .^ ^
Draga, Grozhana, Ocisla, Prebencgg, V .^
Nitzmane und S t . Servola des Grund- V
steuerbezirkes Capo d ' Is t r ia . . . Wein und Fleisch 4U26 — 4U2ll -

K. K. Cameral-Bezirks-Verwaltung Trieft am 12. September 1850.

Z. , 602 . (2)
L i c i t a t i o n s «K und machung .

Nachdem bei der am 12. September l. I .
abgeführten öffentlichen, zweiten Minuendo-Verc
fteigerung der höhern OrtS zur Ausführung be-
will igte, 4<W Current-Klafter lange Userschuh-
bau l'i>> Brückeldorf, bestehend i n :

2 5 4 " I^, U^ Körpermaß Erdaushebung, mit
Inbegriff der sogleichen Auf-
dämmung und Etampfung;

2 7 l " 1^ 5 " Cubikmaß Erdanschüttung in <j
Zoll hohen Schichten, aufge-
tragen und gestampft;

25» ' , l - , 6 " Körpermaß Steinlieferung pr.
138 " , 4 ' , 6 " Cubik.Maß
Eteinwurf und 17W Qua-

drat «Klafter Talupsiastrr nicht an Mann gebracht
werden konnte, so wird zur Hintangadc dieses
Bauol'jectts eine dritte Lic,tation l'ei dcr k. k. Be-
zirköhauptmannschafts^^ositur Gurkfeld am 28.
September d. I , , Vormit tag, abgehalten werden !

Der Ausluföpreis für diesen Uferschutzbau ist
mit 3862 si. 54 kr. festgesetzt.

Die Unternehmungslustigen werden hi.zu mit
dem Beifügen eingeladen, daß die Versteia/rungs«
und Baubedingnisse, dann Baubeschrcibung bei
der k. k. Bezirkshauptmannschafts-Expositurund
bei den k. k. Ingenieur - Assistenten zu Gurkfeld
in den gewöhnlichen Amtsstunden eingesehen wer-
den können.

Gurkfcld am 13. September 1850.

Eine Wohnung
!ist am Hauptplahe Nr. 236 zu ver-

miethen, "und zwar:
Der erste Stock: bestehend aus 6,

theils hart, theils weich parquetirten
Zimmern, Küche, Speisekammer,
nebst den dazu gehörigen geräumigen
Keller, Holzlege und Dachboden.

Das Nähere erfährt man entweder
in der Handlung des H r n . F . M . N a -
choy, oder beim Hausmeister daselbst.


